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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. BGB, Richtlinie 2011/83 EU: Vorvertragliche Pflicht zur Information über 
Herstellergarantie 
Urteil vom 10.11.2022, Az: I ZR 241/19  

2. TMG: Subsidiäre Haftung des Access-Providers 
Urteil vom 13.10.2022, Az: I ZR 111/21  

3. UrhG: Ersatz der erforderlichen Aufwendungen für Abmahnung 
Urteil vom 01.09.2022, Az: I ZR 108/20  

4. KUG, BGB: Bildberichterstattung über Bundespolizisten 
Urteil vom 08.11.2022, Az: VI ZR 22/21  

5. BGB: Sturz eines Kunden im Warenhaus 
Urteil vom 25.10.2022, Az: VI ZR 1283/20  

6. EGZPO, JustG NRW: Schlichtungsverfahren bei Verletzung von Persönlich-
keitsrechten 
Urteil vom 25.10.2022, Az: VI ZR 258/21  

7. SGB X: Zeitpunkt des Anspruchsübergangs 
Urteil vom 18.10.2022, Az: VI ZR 1177/20  

8. BGB: Schadensersatz wegen Entziehung der Gebrauchsmöglichkeit 
Urteil vom 11.10.2022, Az: VI ZR 35/22  

9. BGB: Verjährung durch Musterfeststellungsklage 
Versaeumnisurteil vom 26.09.2022, Az: VIa ZR 124/22  

10. BGB: Berechnung Wertersatz bei Widerruf Kaufvertrag 
Urteil vom 25.10.2022, Az: XI ZR 44/22  

11. ZPO: Unzulässiges Grundurteil 
Urteil vom 18.10.2022, Az: XI ZR 606/20  

12. ZPO: Auszahlungssperre bei Pfändungsschutzkonto 
Urteil vom 20.09.2022, Az: XI ZR 5/21  

13. KapMuG: Erforderliche Beschwer im Zeitpunkt der Einlegung 
Beschluss vom 13.09.2022, Az: XI ZB 13/21  

14. PStG: Zweifelsvorlage nicht zur Klärung abstrakter Rechtsfragen 
Beschluss vom 19.10.2022, Az: XII ZB 425/21  



 

b.b.h. Fortbildungswerk Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 2 - 
 
 

15. FamFG: Feststellungsantrag des Betreuers im eigenen Namen 
Beschluss vom 19.10.2022, Az: XII ZB 493/21  

16. ZPO: Abweichende Würdigung der Ausführungen des Sachverständigen 
Urteil vom 19.10.2022, Az: XII ZR 97/21  

17. BGB: Verfolgung von Schadensersatzansprüchen durch Kontrollbetreuer 
Beschluss vom 12.10.2022, Az: XII ZB 273/22  

18. FamFG: Antrag auf Wertausgleich erstmals im Beschwerdeverfahren 
Beschluss vom 05.10.2022, Az: XII ZB 74/20  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. BGB, Richtlinie 2011/83 EU: Vorvertragliche Pflicht zur Information über Her-

stellergarantie 
Urteil vom 10.11.2022, Az: I ZR 241/19 
Den Unternehmer trifft eine vorvertragliche Pflicht zur Information über eine Herstel-
lergarantie für ein im Internet angebotenes Produkt, wenn er die Garantie zu einem 
zentralen oder entscheidenden Merkmal seines Angebots macht. Erwähnt er in seinem 
Internetangebot die Herstellergarantie dagegen nur beiläufig, muss er dem Verbrau-
cher keine Informationen hierzu zur Verfügung stellen. 
 

  
2. TMG: Subsidiäre Haftung des Access-Providers 

Urteil vom 13.10.2022, Az: I ZR 111/21 
a) Für den Rechtsinhaber besteht dann im Sinne des § 7 Abs. 4 Satz 1 TMG keine an-
dere Möglichkeit, der Verletzung seines Rechts abzuhelfen, wenn zumutbare Anstren-
gungen zur Inanspruchnahme der Beteiligten, die die Rechtsverletzung selbst began-
gen oder zu ihr durch die Erbringung von Dienstleistungen beigetragen haben, ge-
scheitert sind oder ihnen jede Erfolgsaussicht fehlt. Der Access-Provider, der lediglich 
allgemein den Zugang zum Internet vermittelt, haftet nur subsidiär gegenüber denjeni-
gen Beteiligten, die (wie der Betreiber der Internetseite) die Rechtsverletzung selbst 
begangen oder (wie der Host-Provider) zur Rechtsverletzung durch die Erbringung 
von Dienstleistungen beigetragen haben und daher wesentlich näher an der Rechts-
gutsverletzung sind (Fortführung von BGH, Urteil vom 26. November 2015 - I ZR 
174/14, BGHZ 208, 82 [juris Ls. 2 und Rn. 82 f.] - Störerhaftung des Access-Provi-
ders; Urteil vom 15. Oktober 2020 - I ZR 13/19, GRUR 2021, 63 [juris Rn. 27 und 31] 
= WRP 2021, 56 - Störerhaftung des Registrars). 
 
b) Die Einschränkung des Sperranspruchs nach § 7 Abs. 4 TMG durch ein Subsidiari-
tätserfordernis steht im Einklang mit Art. 8 Abs. 3 der Richtlinie 2001/29/EG zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte 
in der Informationsgesellschaft (Fortführung von BGH, Urteil vom 26. Juli 2018 - I 
ZR 64/17, GRUR 2018, 1044 [juris Rn. 58] = WRP 2018, 1202 - Dead Island). 
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c) Welche Anstrengungen zur Inanspruchnahme des Betreibers der Internetseite und 
des Host-Providers zumutbar sind, ist eine Frage des Einzelfalls. Der Rechtsinhaber ist 
in zumutbarem Umfang dazu verpflichtet, Nachforschungen zur Ermittlung der vor-
rangig in Anspruch zu nehmenden Beteiligten anzustellen. Die außergerichtliche Inan-
spruchnahme eines bekannten Betreibers der Internetseite oder Host-Providers auf 
Entfernung der urheberrechtsverletzenden Inhalte ist dem Rechtsinhaber im Regelfall 
ebenfalls zumutbar. Mit Blick auf eine gerichtliche Durchsetzung von Unterlassungs- 
und Auskunftsansprüchen ist allerdings in besonderem Maß zu berücksichtigen, dass 
dem Rechtsinhaber keine Maßnahmen auferlegt werden dürfen, die zu einer unzumut-
baren zeitlichen Verzögerung seiner Anspruchsdurchsetzung führen. Ein Verfahren 
des einstweiligen Rechtsschutzes gegen innerhalb der Europäischen Union ansässige 
Betreiber oder Host-Provider hat der Rechtsinhaber jedoch grundsätzlich anzustren-
gen. Grundsätzlich zumutbare Anstrengungen können im Einzelfall unterbleiben, 
wenn ihnen aus vom Anspruchsteller darzulegenden Gründen jede Erfolgsaussicht 
fehlt. 
 

  
3. UrhG: Ersatz der erforderlichen Aufwendungen für Abmahnung 

Urteil vom 01.09.2022, Az: I ZR 108/20 
a) Die Regelung des § 97a Abs. 3 Satz 2 bis 4 UrhG , nach der für die Geltendma-
chung von Unterlassungs- und Beseitigungsansprüchen in einer Abmahnung unter den 
in § 97a Abs. 3 Satz 2 UrhG genannten Voraussetzungen nur Ersatz der erforderlichen 
Aufwendungen hinsichtlich der gesetzlichen Rechtsanwaltsgebühren nach einem Ge-
genstandswert von 1.000 Euro verlangt werden kann, wenn der genannte Wert nach 
den besonderen Umständen des Einzelfalles nicht unbillig ist, steht mit dem Unions-
recht - insbesondere mit Art. 14 der Richtlinie 2004/48/EG zur Durchsetzung der 
Rechte des geistigen Eigentums - im Einklang (Anschluss an EuGH, Urteil vom 28. 
April 2022 - C-559/20 , GRUR 2022, 849 = WRP 2022, 708 - Koch Media). 
 
b) Die Billigkeitsklausel des § 97a Abs. 3 Satz 4 UrhG bedarf dahingehend der unions-
rechtskonformen Auslegung, dass die darüber hinaus zu berücksichtigenden ("beson-
deren") Umstände des Einzelfalls die bereits nach § 97a Abs. 3 Satz 2 UrhG tatbe-
standlich zu berücksichtigenden Merkmale in der Gesamtbetrachtung überwiegen 
müssen, um von der Begrenzung des Gegenstandswerts absehen zu können. 
 
c) Die so auszulegende Regelung des § 97a Abs. 3 Satz 2 bis 4 UrhG ist entsprechend 
auf den Schadensersatzanspruch des Rechtsinhabers nach § 97 Abs. 2 Satz 1 UrhG , § 
249 Abs. 1 BGB anzuwenden, der die Kosten der Abmahnung des nicht mit dem 
Rechtsverletzer identischen Internetanschlussinhabers umfasst (Fortführung von BGH, 
Urteil vom 22. März 2018 - I ZR 265/16 , GRUR 2018, 914 [juris Rn. 15 bis 27] = 
WRP 2018, 1087 - Riptide I). Auch dies ist unionsrechtskonform. 
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4. KUG, BGB: Bildberichterstattung über Bundespolizisten 
Urteil vom 08.11.2022, Az: VI ZR 22/21 
Zur Zulässigkeit einer Bildberichterstattung über einen Bundespolizisten, der bei ei-
nem Einsatz anlässlich eines Neonazifestivals Aufnäher an seiner Uniform trug. 
 

  
5. BGB: Sturz eines Kunden im Warenhaus 

Urteil vom 25.10.2022, Az: VI ZR 1283/20 
Zur Beweislastverteilung nach Gefahren- und Organisationsbereichen hinsichtlich der 
objektiven Verletzung einer vorvertraglichen Schutzpflicht beim Sturz eines Kunden 
aufgrund einer Verunreinigung des Bodens in einem Warenhaus (Festhaltung Senats-
urteil vom 26. September 1961 - VI ZR 92/61 , NJW 1962, 31; BGH, Urteil vom 28. 
Januar 1976 - VIII ZR 246/74 , BGHZ 66, 51 ). 
 

  
6. EGZPO, JustG NRW: Schlichtungsverfahren bei Verletzung von Persönlichkeits-

rechten 
Urteil vom 25.10.2022, Az: VI ZR 258/21 
§ 15a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EGZPO i.V.m. § 53 Abs. 1 Nr. 2 JustG NRW unterfallen 
nicht alle Ansprüche, die sich aus einer Verletzung des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts ergeben, sondern nur Ansprüche wegen einer Ehrverletzung im Sinne der straf-
rechtlichen Vorschriften der §§ 185 ff. StGB . 
 

  
7. SGB X: Zeitpunkt des Anspruchsübergangs 

Urteil vom 18.10.2022, Az: VI ZR 1177/20 
a) Hinsichtlich des Zeitpunkts des Anspruchsübergangs gemäß § 116 SGB X ist zu 
differenzieren. Maßgeblich für die Differenzierung ist der Grund der Leistungserbrin-
gung und nicht der Träger der Leistung. 
 
Bei Sozialleistungen, die aufgrund eines Sozialversicherungsverhältnisses zu erbrin-
gen sind, findet der in § 116 Abs. 1 SGB X normierte Anspruchsübergang in aller Re-
gel bereits im Zeitpunkt des schadenstiftenden Ereignisses statt, sofern das Versiche-
rungsverhältnis schon zu diesem Zeitpunkt besteht. 
 
Bei Sozialleistungen, deren Gewährung nicht an das Bestehen eines Sozialversiche-
rungsverhältnisses, sondern an andere Voraussetzungen gebunden ist, ist für den 
Rechtsübergang erforderlich, dass nach den konkreten Umständen des jeweiligen Ein-
zelfalls eine Leistungspflicht ernsthaft in Betracht zu ziehen ist. 
 
b) Zur grob fahrlässigen Unkenntnis von Bediensteten der Regressabteilung ( § 199 
Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 BGB ). 
 

  
8. BGB: Schadensersatz wegen Entziehung der Gebrauchsmöglichkeit 

Urteil vom 11.10.2022, Az: VI ZR 35/22 
a) Ein Anspruch auf Schadensersatz wegen der vorübergehenden Entziehung der Ge-
brauchsmöglichkeit eines Kraftfahrzeugs besteht nicht, wenn dem Geschädigten ein 
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weiteres Fahrzeug zur Verfügung steht, dessen ersatzweise Nutzung ihm zumutbar ist. 
 
b) Die Unzumutbarkeit der Nutzung des weiteren Fahrzeugs lässt sich nicht mit dem 
Argument begründen, dass das Fahrzeug, dessen Nutzung vorübergehend entzogen ist, 
gegenüber dem Zweitfahrzeug eine höhere Wertschätzung des Geschädigten erfahre, 
etwa weil ihm ein höheres Prestige zukomme, es ein anderes Fahrgefühl vermittle oder 
den individuellen Genuss erhöhe. 
 

  
9. BGB: Verjährung durch Musterfeststellungsklage 

Versaeumnisurteil vom 26.09.2022, Az: VIa ZR 124/22 
Die Verjährung wird nach § 204 Abs. 1 Nr. 1a BGB nur gehemmt, wenn ein Verbrau-
cher einen Anspruch zur Musterfeststellungsklage anmeldet. 
 

  
10. BGB: Berechnung Wertersatz bei Widerruf Kaufvertrag 

Urteil vom 25.10.2022, Az: XI ZR 44/22 
Bei einem mit einem im stationären Handel geschlossenen Fahrzeugkaufvertrag ver-
bundenen und vom Darlehensnehmer widerrufenen Allgemein-Verbraucherdarlehens-
vertrag ist für die Berechnung des Wertersatzanspruchs nach § 357 Abs. 7 BGB in der 
bis zum 27. Mai 2022 geltenden Fassung (nunmehr: § 357a Abs. 1 BGB) bei Über-
gabe des Fahrzeugs an den Verbraucher der Händlerverkaufspreis einschließlich 
Händlermarge und Umsatzsteuer und bei Rückgewähr des Fahrzeugs an den Darle-
hensgeber oder den Händler der Händlereinkaufspreis zugrundezulegen. 
 

  
11. ZPO: Unzulässiges Grundurteil 

Urteil vom 18.10.2022, Az: XI ZR 606/20 
Der Erlass eines Grundurteils ist unzulässig, wenn dies zu einer ungerechtfertigten 
Verzögerung und Verteuerung des Prozesses führt. Dies ist insbesondere dann der 
Fall, wenn die Tatsachen für Grund und Höhe des Anspruchs annähernd dieselben 
sind oder in einem so engen Zusammenhang stehen, dass die Herausnahme einer 
Grundentscheidung unzweckmäßig wäre. 
 

  
12. ZPO: Auszahlungssperre bei Pfändungsschutzkonto 

Urteil vom 20.09.2022, Az: XI ZR 5/21 
Ein Guthaben auf einem Pfändungsschutzkonto im Sinne von § 850k ZPO in der bis 
zum 30. November 2021 geltenden Fassung (künftig: aF) unterliegt nicht der Auszah-
lungssperre des § 835 Abs. 4 Satz 1 ZPO aF, wenn und soweit im Zeitpunkt der Gut-
schrift dieses Guthabens der für den laufenden Monat zur Verfügung stehende Freibe-
trag nach § 850k Abs. 1 Satz 1 ZPO aF noch nicht durch andere Gutschriften ausge-
schöpft ist. 
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13. KapMuG: Erforderliche Beschwer im Zeitpunkt der Einlegung 
Beschluss vom 13.09.2022, Az: XI ZB 13/21 
§ 20 Abs. 2 Satz 1 KapMuG verlangt als weitere ungeschriebene Voraussetzung, dass 
der Rechtsbeschwerdeführer im Zeitpunkt der Einlegung der Rechtsbeschwerde, spä-
testens aber mit Ablauf der Rechtsbeschwerdefrist, beschwert ist. 
 

  
14. PStG: Zweifelsvorlage nicht zur Klärung abstrakter Rechtsfragen 

Beschluss vom 19.10.2022, Az: XII ZB 425/21 
a) Bei einer Zweifelsvorlage nach § 49 Abs. 2 PStG müssen die Zweifel des Standes-
beamten die Vornahme einer konkret zu benennenden Amtshandlung betreffen; das 
Vorlagerecht dient nicht zur Klärung abstrakter Rechtsfragen durch das Gericht. 
 
b) Die Vorschrift des § 43 Abs. 1 PStG begründet die Zuständigkeit jedes Standesbe-
amten, die öffentliche Beglaubigung oder Beurkundung der dort aufgeführten Na-
menswahlerklärungen vorzunehmen. Jedenfalls dann, wenn der beurkundende Stan-
desbeamte nicht zugleich empfangszuständig im Sinne von § 43 Abs. 2 PStG ist, darf 
er seine Mitwirkung an der Beglaubigung oder Beurkundung nur ablehnen, wenn die 
gesetzlich vorgesehenen Gestaltungsmöglichkeiten die angestrebte Rechtsfolge nicht 
zulassen oder die Erklärung nach der eigenen Überzeugung des Standesbeamten aus 
anderen Gründen zweifelsfrei unwirksam ist. 
 
c) Eine analoge Anwendung von Art. 48 EGBGB auf Sachverhalte, in denen ein 
deutsch-ausländischer Doppelstaater den nach dem Recht des EU-ausländischen Hei-
matstaats gebildeten Namen nicht während eines gewöhnlichen Aufenthalts in diesem 
Mitgliedstaat erworben hat, ist nicht möglich (Fortführung der Senatsbeschlüsse vom 
20. Februar 2019 - XII ZB 130/16 -FamRZ 2019, 967und vom 8. Dezember 2021 - 
XII ZB 60/18 -FamRZ 2022, 421). 
 

  
15. FamFG: Feststellungsantrag des Betreuers im eigenen Namen 

Beschluss vom 19.10.2022, Az: XII ZB 493/21 
Die Feststellung nach § 62 FamFG kann nicht von einem Betreuer im eigenen Namen, 
sondern grundsätzlich nur von demjenigen persönlich verfolgt werden, der durch die 
erledigte Maßnahme in seinen Rechten verletzt worden ist (im Anschluss an Senatsbe-
schluss vom 16. Januar 2019 - XII ZB 429/18 -FamRZ 2019, 555). 
 

  
16. ZPO: Abweichende Würdigung der Ausführungen des Sachverständigen 

Urteil vom 19.10.2022, Az: XII ZR 97/21 
Von einer erneuten mündlichen Anhörung des Sachverständigen kann nicht abgesehen 
werden, wenn das Berufungsgericht dessen Ausführungen abweichend von der Vo-
rinstanz würdigen will (im Anschluss an BGH Beschluss vom 14. Juli 2020 - VI ZR 
468/19 - NJW-RR 2020, 1259). Das gilt grundsätzlich auch bei vom Tatrichter in An-
spruch genommener eigener Sachkunde. 
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17. BGB: Verfolgung von Schadensersatzansprüchen durch Kontrollbetreuer 
Beschluss vom 12.10.2022, Az: XII ZB 273/22 
Aufgabe des Kontrollbetreuers ist es, diejenigen Rechte geltend zu machen, die der 
Betroffene selbst aufgrund seiner vorliegenden Beeinträchtigung nicht mehr gegen-
über dem Bevollmächtigten verfolgen kann. Hierzu gehört auch die Verfolgung etwai-
ger Schadensersatzansprüche des Betroffenen gegen den Bevollmächtigten aus 
schuldhafter Pflichtverletzung. 
 

  
18. FamFG: Antrag auf Wertausgleich erstmals im Beschwerdeverfahren 

Beschluss vom 05.10.2022, Az: XII ZB 74/20 
a) Die Zulassung der Rechtsbeschwerde kann auf die Frage der Zulässigkeit des An-
trags beschränkt werden, über die vorab durch Zwischenbeschluss entschieden werden 
kann; dies gilt in Familienverfahren nicht nur für Familienstreitsachen, sondern auch 
für kontradiktorisch geführte Streitsachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in denen 
ein Zwischenbeschluss über die strittigen Fragen der Zulässigkeit des verfahrensein-
leitenden Antrags ergehen kann. 
 
b) Ein Antrag auf Wertausgleich nach der Scheidung kann nicht erstmals im Be-
schwerdeverfahren gestellt werden, wenn das Amtsgericht in der ersten Instanz allein 
über den Wertausgleich bei der Scheidung entschieden hat (im Anschluss an Senats-
beschluss vom 7. März 1990 - XII ZB 14/89 -FamRZ 1990, 606). 
 
c) Zur Bewertung von Versorgungsanrechten des Versorgungswerks der Rechtsan-
wälte in Baden-Württemberg. 
 
d) § 150 FamFG ist als Spezialregelung für die Kostenverteilung in Scheidungs- und 
Folgesachen uneingeschränkt auch im Rechtsmittelverfahren anzuwenden. 
 
  

 

 


